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Öffentliche Bekanntmachung 
 
Erste Satzung zur Änderung der Satzung der Hanse- und Univer-
sitätsstadt Rostock über die Erhebung einer Hundesteuer (Hun-
desteuersatzung) 
 
 
 
Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
(Kommunalverfassung - KV M-V) vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 2023 (GVOBl. MV S. 934, 939), und der §§ 1, 3 und 17 
des Kommunalabgabengesetzes - KAG M-V in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. April 
2005 (GVOBl. M-V S. 146), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 2023 (GVOBl. 
M-V S. 650), wird nach Beschlussfassung der Bürgerschaft vom 17. April 2024 nachfolgende 
Erste Satzung zur Änderung der Satzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock über die 
Erhebung einer Hundesteuer (Hundesteuersatzung) erlassen: 
 
 
Artikel 1 - Änderung 
 
Die Satzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock über die Erhebung einer Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) vom 14. Dezember 2023, veröffentlicht im INTERNET unter der Adresse 
www.rostock.de/bekanntmachungen am 20. Dezember 2023, wird wie folgt geändert: 
 
In § 7 wird ein neuer Punkt 7 wie folgt angefügt: 
 

„7. Hunde, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, gehörloser oder sonstiger hilfloser Perso-
nen benötigt werden; die Steuerbefreiung wird von der Vorlage des Schwerbehindertenaus-
weises mit den dort eingetragenen Merkzeichen „Bl“, „aG“, „Gl“, „G“ und „H“ abhängig ge-
macht.“ 

 
 
Artikel 2 - Inkrafttreten 
 
Die Erste Satzung zur Änderung der Satzung der Hanse- und Universitätsstadt Rostock über 
die Erhebung einer Hundesteuer (Hundesteuersatzung) tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. 
 
 
 
Rostock, 23. Mai 2024 
 
 
 
Eva Kröger 
Oberbürgermeisterin 
  

http://www.rostock.de/bekanntmachungen
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1. Die vorstehende von der Bürgerschaft der Hanse- und Universitätsstadt Rostock am  
17. April 2024 beschlossene Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

2. Es wird darauf hingewiesen, dass ein Verstoß gegen Verfahrens- und Formvorschriften, die 
sich aus der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Kommunalver-
fassung - KV M-V) vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Dezember 2023 (GVOBl. MV S. 934, 939), ergeben oder die aufgrund dieser 
erlassen worden sind, gemäß § 5 Abs. 5 Kommunalverfassung M-V nach Ablauf eines Jahres 
seit der öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann. 

 

Diese Folge tritt nicht ein, wenn der Verstoß innerhalb der Jahresfrist schriftlich unter Be-
zeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, aus der sich der Verstoß ergibt, ge-
genüber der Hanse- und Universitätsstadt Rostock geltend gemacht wird. 
 

Eine Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- oder Bekanntmachungsvorschriften kann ab-
weichend von Punkt 2 Satz 1 stets geltend gemacht werden. 

 
 
 
Rostock, 23. Mai 2024 
 
 
 
Eva-Maria Kröger 
Oberbürgermeisterin 
 


